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1. Einleitung

Nach sechsjähriger Depression hat
nun die griechische Wählerschaft ihre
politische Klasse abgestraft, die Regie-
rungen in der ganzen Europäischen
Union (EU) in Schrecken versetzt und
tatsächlich eine linke Regierung ge-
wählt. Diese bekam von den Medien in
diesem Lande sofort das Etikett „popu-
listisch“ angehängt, weil sie im Wahl-
kampf damit geworben hatte, den wirt-
schafts- und sozialpolitischen Main-
stream in (und aus) Europa zu be-
kämpfen und das Griechenland als Ge-
genleistung für finanzielle Nothilfen
aufgezwungene Sparprogramm – das
nicht nur ein Staatsausgabenkür-
zungs-, sondern auch ein Privatisie-
rungs- und Deregulierungsprogramm,
also ein ganz typisch neoliberales An-
passungsprogramm ist, wie es der In-
ternationale Währungsfonds (IWF) un-
ter der Bezeichnung „Washington Con-
sensus“ vielen Entwicklungsländern
bei Hilfszahlungen regelmäßig abver-
langte1 – aufzukündigen. Die allerer-
sten Schritte der Regierung Tsipras
und ihres Finanzministers Yanis Va-
roufakis ließen dann mit der angekün-
digten Verweigerung der Zusammen-

arbeit Griechenlands mit der soge-
nannten Troika (EU-Kommission, EZB
und IWF als Gläubigervertreter) auch
keinen Zweifel daran, dass hier ein Ak-
teur auf die europäische Bühne getre-
ten ist, der das gewohnte Spiel nicht
weiter mitspielen will.

Neben dieser allgemeinen Beunruhi-
gung, die selbstverständlich auch die
Finanzmärkte erfasste, gibt es aber
auch Stimmen, die mit dem Wahlsieg
von Syriza nicht nur Chancen für ähnli-
che Entwicklungen in anderen von der
Eurokrise besonders betroffenen EU-
Ländern wie z. B. Spanien oder Portu-
gal, sondern gar ein „Fenster der Mög-
lichkeiten“ aufgehen sehen, die wirt-
schaftspolitische Architektur der Euro-
päischen Währungsunion zu verän-
dern: Hat sich schon die EZB unter ih-
rem italienischen Präsidenten in einer
Weise von der Preisstabilitätsfixiertheit
gelöst und sich stattdessen in der ge-
genwärtigen Situation auf die Finanz-
marktstabilisierung konzentriert, dass
die Bundesbank-Vertreter in den EZB-
Gremien schier verzweifelten2 und in
Deutschland ernsthaft Rufe nach einer
Veränderung der Entscheidungsstruk-
tur in den EZB-Gremien zugunsten der
Bundesbank-Vertreter laut wurden,3 so
scheinen jetzt auch jene Governance-
Strukturen der Eurozone zur Disposi-
tion zu stehen, die insbesondere
Deutschland durchgesetzt hatte: der
Stabilitäts- und Wachstumspakt
(SWP), der Fiskalpakt, der „Sechser-
Pack“.4 Andererseits gibt es aber auch
Überlegungen, die ein Scheitern der
griechischen Regierung als nicht nur
fatal für linke Positionen in der EU er-
achten.
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2. Am deutschen Wesen genesen

Insbesondere die deutsche Politik
und die deutschen Medien versuchen
folgendes Narrativ durchzusetzen:
Griechenland, aber auch andere Euro-
zonen-Mitglieder vornehmlich im Sü-
den der EU, haben vor, während und
nach der Weltfinanzkrise gegen die
haushaltspolitischen Richtinien der EU
zu verstoßen statt ihre Volkswirtschaf-
ten zu reformieren und pochen nun auf
die finanzielle Solidarität jener EU-Mit-
gliedstaaten, die, wie z. B. Deutsch-
land mit seiner Agenda-2010-Politik,
jene schmerzhaften Reformen bereits
hinter sich haben und nun ökonomisch
viel besser dastehen. So sozial unver-
träglich die von der Troika erzwungene
Sparpolitik also auch sein mag, sie holt
teilweise nur nach, was andere Länder
unter besseren Bedingungen bereits
umgesetzt haben und, vor allem, sie
erzeugt jenen Druck, der eine Reform-
politik – gegen den Widerstand der „so-
zialen Demokratie“5 – angeblich erst
möglich macht. Hier paart sich also
vorgebliche ökonomische Rationalität
nach dem ThereIsNoAlternative-Mus-
ter mit der politischen Rationalität, sei-
nen eigenen Bürgern eine Nachgiebig-
keit gegenüber Griechenland und,
wenn dies Schule macht, weiteren EU-
Mitgliedsländern wegen der Gefahr der
Stärkung „populistischer“ Strömungen
im eigenen Lande nicht erklären zu kön-
nen: Entweder wäre die schöne TINA-
Rhetorik entlarvt oder tumbe Nationa-
lismen á la „Alternative für Deutsch-
land“ (AfD) würden gestärkt werden.

Im Folgenden soll anhand der Dar-
stellung eines Inkonsistenzproblems –
der „unmöglichen Euro-Trinität“ – et-
was Licht in die gegenwärtigen Ent-
wicklungen und künftigen Optionen ge-
bracht werden.

3. Die unmögliche Euro-Trinität

Jeder Student der internationalen
Ökonomik kennt das sogenannte „Im-
possible Trinity“, wonach in einem Sys-
tem fester Wechselkurse und offener
Finanzmärkte eine an nationalen Prio-
ritäten ausgerichtete Geldpolitik nicht
mehr möglich ist. In einer Währungs-
union wie der EWU ist dies offensicht-
lich, da es nurmehr eine gemeinsame
Währung und eine gemeinsame Geld-
politik des gesamten Währungsrau-
mes gibt, die selbstverständlich nicht
mehr an regionalen Sonderentwicklun-
gen, sondern nur noch am Eurozonen-
Durchschnitt orientiert sein kann. Da
die Eurozone aber weiterhin nicht nur
unterschiedliche regionale Konjunktur-
entwicklungen und Krisenverarbei-
tungsgeschwindigkeiten aufweist, son-
dern auch das wirtschaftliche Entwick-
lungsniveau recht weit auseinander-
klafft, verbleibt an makroökonomi-
schen Politikinstrumenten nur noch die
Finanzpolitik, die in besonderem Maße
regionalen Entwicklungen Rechnung
tragen kann. In den einschlägigen
Theorien über einen „optimalen Wäh-
rungsraum“ ist es zwar zumeist die
Lohnpolitik,6 die die Anpassungslast
von regionalen Sonderentwicklungen
zu tragen hat, doch ist die Lohnpolitik
zumindest im Status der Tarifautono-
mie und unter vollständiger Vernach-
lässigung einer Europäisierung im
Rahmen des EU-Governance-Sys-
tems keine wirtschaftspolitisch verfüg-
bare Politikvariable. Hier wäre allen-
falls an eine Abstimmung der Lohn- mit
der Geld- und Finanzpolitik zu denken,
wie sie im sogenannten „Europäischen
Makrodialog“ des Kölner Prozesses ja
auch implementiert,7 im Umfeld einer
neoliberalen Politikorientierung8 aber
nie ernsthaft konstituiert wurde.9
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Wenn nun aber auch die in einer
Währungsunion zweifellos gerechtfer-
tigte Koordinierungsanforderung an
die Finanzpolitik in einer Weise nicht
nur interpretiert, sondern im Rahmen
des SWP und des Fiskalpaktes auch
sanktionsbewährt institutionalisiert ist,
die keine eigenständige diskretionäre
Intervention der Mitgliedstaaten jen-
seits der sogenannten „automatischen
Stabilisatoren“10 mehr zulässt, zeigt
sich ein fataler Konstruktionsfehler der
Eurozonen-Architektur: Die Politik „des
Fesselns der eigenen Hände“ („tying
one’s own hands“), die gleichermaßen
auf eine ideologisch begründete
Staatsskepsis („Staatsversagen“) wie
einen mittlerweile längst verworfenen
wirtschaftspolitischen Konsens („new
neoclassical consensus“ der Ära der
„great moderation“11) zurückgeht, blo-
ckiert ein Steuerungspotenzial, wel-
ches gerade für ein politisches Groß-
projekt wie die Währungsunion unver-
zichtbar ist, das wenig genuine Unter-
stützung aus der Mitte der europäi-
schen Bevölkerung hat(te). Die Zustim-
mung zur Europäischen Währungs-
union war immer an die damit geknüpf-

ten ökonomischen Erwartungen ge-
bunden.12 Während in Deutschland die
Skepsis seit jeher groß und mithin die
Unterstützung der EWU relativ gering
war, hing die zunächst große Zustim-
mung in den südlichen Ländern der EU
– insbesondere auch in Griechenland –
an der Hoffnung, wirtschaftliche Impul-
se von einer EWU zu bekommen. Jetzt
aber zeigt sich ein Inkonsistenzpro-
blem, welches als „unmögliche Euro-
Trinität“ bezeichnet werden könnte:

Die Beibehaltung der gemeinsamen
Währung, einer neoliberal ausgerichte-
ten Wirtschafts- und Finanzpolitik und
der an den ökonomischen Erfolg (Pro-
sperität und Vollbeschäftigung) ge-
knüpften Zustimmung durch breite Be-
völkerungsmehrheiten in allen Mit-
gliedsländern der EWU sind unverein-
bar (vgl. Abb. 1).13

Soll also die Eurozone langfristig Be-
stand haben und durch die Unterstüt-
zung breiter Bevölkerungsmehrheiten
getragen und gesichert werden, wird
eine neoliberale Wirtschaftspolitik (der
sogenannte „Brüssel-Frankfurt-Kon-
sens“14) – gegenwärtig eine Spar- und
Austeritätspolitik – dysfunktional.15 Soll
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Abbildung 1: Unmögliche Euro-Trinität

Neoliberale Wirtschaftspolitik

Prosperität und Vollbeschäftigung Einheitswährung



eine neoliberale Wirtschaftspolitik wei-
ter dominant bleiben und die Unterstüt-
zung der Bevölkerungsmehrheiten
nicht vollends verloren gehen, wird die
Eurozone die nächste größere ökono-
mische Krise nicht überleben. Und soll
sowohl die Eurozone als auch die neo-
liberale Architektur unverändert fortle-
ben, wird die Unterstützung für Europa,
aber auch für die nationalen politischen
Eliten, die an der Eurozone festhalten,
verloren gehen.

4. Syriza und Podemos versus AfD,
FN und UKIP

Der Wahlerfolg von Syriza scheint
die zwangsläufige Folge der „unmögli-
chen Euro-Trinität“ zu sein: Die neoli-
berale Austeritätspolitik, die die Troika
unter besonderer argumentativer Un-
terstützung der Bundesregierung Grie-
chenland auferlegt hat, konnte ökono-
misch nicht aufgehen, ließ die Unter-
stützung breiter Bevölkerungskreise in
Griechenland für den Fortbestand des
Euros bröckeln und droht nun die Euro-
zone zu sprengen. Vielleicht aber, und
dies erscheint die Hoffnung vieler Lin-
ker und Progressiver zu sein, ist die
Bereitschaft zur Verteidigung des Eu-
ros als unabdingbare Errungenschaft
der europäischen Integration so groß
und unverbrüchlich, dass die Zustim-
mung zu diesem Projekt nur durch ei-
nen wahrhaften Politikwechsel erhal-
ten werden kann. Dieses Szenario
könnte wahrscheinlicher werden, wenn
bei den im Herbst in Spanien stattfin-
denden Parlamentswahlen der linke
Newcomer Podemos genauso den al-
ten Parteien den Rang abläuft wie Syri-
za in Griechenland.16 Jeder linke Wahl-
erfolg in einem Mitgliedstaat der Euro-
zone macht die Korrektur der EU-Go-
vernance-Struktur von einem „System

der Wettbewerbsstaaten“17 zu einem
System europäischer Wohlfahrtsstaa-
ten durch die „soziale Demokratie“ ei-
nerseits prinzipiell wahrscheinlicher,
andererseits aber auch die Kluft zu je-
nen immer größer, die im Euro nur den
Ausdruck einer aus dem Ruder laufen-
den Europäisierung sehen: Insbeson-
dere in den „Kernländern“ der EU ge-
winnen Parteien Zulauf, die in einem
wohlfahrtsstaatlichen EU-Projekt eine
Umverteilungsmaschine zu ihren Las-
ten und eine Aufweichung des Natio-
nalstaates erkennen. Die „Alternative
für Deutschland“ verbindet diese bei-
den nationalkonservativen und wirt-
schaftsliberalen Momente vielleicht am
offensichtlichsten,18 die französische
Front National (FN) und die britische
UK Independent Party (UKIP)19 sind in
ihrem Parteibildungsprozess hingegen
schon weiter vorangeschritten. Wenn
also den Wirtschafts- und Politikeliten
insbesondere in den europäischen
Kernländern die Diskurshegemonie
abhanden kommt und die Themenset-
zung20 zunehmend von rechtsorientier-
ten Euro-Gegnern – wenn auch nur in-
direkt – bestimmt wird, mag die „un-
mögliche Euro-Trinität“ dort brechen,
wo der Erhalt der EWU gefordert wäre.
Hier nun würde sich rächen, dass die
neoliberale Politik quasi als „pensée
unique“ den Status des Unvermeidli-
chen (TINA) bekommen hat – im Zwei-
fel lässt sich deshalb besser die Aufga-
be des „Experiments“ Währungsunion
begründen als ein notwendiger Politik-
wechsel.

5. Im schlimmsten Fall:
defekte Demokratie

Es ließe sich natürlich auch denken,
dass der Euro in seiner bestehenden
neoliberalen Governance-Struktur er-
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halten bleiben soll – sei es als vorge-
blich alternativlose Antwort auf die öko-
nomischen Herausforderungen an die
EU im Zuge des fortschreitenden Glo-
balisierungsprozesses, sei es als wei-
terhin genutztes Vehikel und Absiche-
rung der Systemtransformation von na-
tionalen keynesianischen Wohlfahrts-
staaten zum System von Wettbe-
werbsstaaten.21 Im Rahmen der „un-
möglichen Euro-Trinität“ wäre dies al-
lerdings nur weiter durchsetzbar, wenn
die Zustimmung zur EWU im Besonde-
ren und der EU im Allgemeinen nicht
länger an die ökonomischen Verspre-
chen der europäischen Integration von
allgemeinen Wachstums-, Beschäfti-
gungs- und Wohlfahrtsgewinnen ge-
bunden wären. Dies ist aber nur unter
drei Bedingungen denkbar:

1.) Die Menschen in der EU erfasst
eine breite Welle der „Europhorie“, die
eine tiefgreifende, unerschütterliche
europäische Identifikation – mit der
Einheitswährung und mit den Institutio-
nen der EU – implizierte. Wie in funktio-
nierenden Nationalstaaten wäre also
die politische Verfasstheit nicht in di-
rekter Weise mit dem ökonomischen
Ergebnis – also dem Nachweis der Effi-
zienz von Institutionen – korreliert, son-
dern vielmehr mit deren politischer Le-
gitimation. Gegenwärtig weisen alle
Trends in genau die entgegengesetzte
Richtung: Eine zunehmende Euros-
kepsis hat die Menschen in der EU er-
griffen,22 Renationalisierungstenden-
zen sind fast überall unübersehbar,
von einem Vertrauen in die genuine
Legitimation politischen Handels auf
EU-Ebene kann keine Rede sein.

2.) Die Menschen in der EU bringen
ihren nationalen Regierungen unge-
brochenes Vertrauen entgegen, in ei-
ner dysfunktional gewordenen E(W)U
in technokratischer, von ihnen nicht

mehr nachvollziehbarer Weise wenigs-
tens sicherzustellen, auf der „Gewin-
nerseite“ zu stehen. Je nach nationaler
Position in der europäischen Arbeits-
teilung kann dies dadurch erreicht wer-
den, dass entweder Verfahren und In-
stitutionen geschaffen werden, die na-
tionale Standortvorteile erhalten bzw.
schaffen oder Politiken durchsetzen,
die eine finanziellen Ertrag – also einen
Umverteilungsgewinn – erbringen. So
kann die Vereinheitlichung der Geld-
und Finanzpolitik im Rahmen von EWU
und SWP gleichermaßen als das Ver-
sprechen gewertet werden, die Grund-
pfeiler des (deutschen) Wirtschaftser-
folges gesichert bzw. durch Europäi-
sierung die deutsche Dominanz gebro-
chen zu haben.23 Und die Struktur- und
Kohäsionsfonds der EU waren so ge-
staltet, den wirtschaftliche schwäche-
ren Ländern der EU die Zustimmung
zur weiteren Integration durch langfris-
tige Umverteilungsversprechen abzu-
kaufen. Was bis zur Weltfinanz- und
folgenden Eurokrise – also unter „nor-
malen“ ökonomischen Bedingungen –
erstaunlich gut funktionierte, hat sich
spätestens in den letzten Jahren als Il-
lusion erwiesen: In einer dysfunktional
gestalteten Währungsunion können
unmöglich alle Teilwirtschaften gleich-
zeitig „Gewinner“ sein. Entweder, und
dies befürchten die deutschen Archi-
tekten des EWU-Governance-Sys-
tems, werden die geschaffenen Ver-
fahren (SWP) oder Institutionen (EZB)
aufgeweicht bzw. von innen heraus
transformiert oder, und dies erlebten
die „Umverteilungsgewinner“ im Rah-
men der auferlegten Austeritätspolitik
hautnah, die Aufrechterhaltung finan-
zieller Unterstützung wird an Auflagen
gebunden, die das erhoffte Kosten-
Nutzen-Verhältnis in inakzeptabler
Weise verändert.
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3.) Schließlich kann die Entkopp-
lung von Zustimmung und ökonomi-
scher Erfolgskontrolle auch dadurch
bewerkstelligt werden, dass sich die
EU-Governance-Strukturen und Insti-
tutionen weitgehend außerhalb demo-
kratischer Kontrolle und, mithin, des
demokratischen Reformanspruchs be-
finden. Das „demokratische Defizit“ in
der EU ist vielfach beklagt worden –
doch in unserem vorliegenden Fall
zeigt sich nicht nur das häufig ange-
führte Problem, dass die politische Ge-
staltungsmacht zunehmend von der
Legislative auf die Exekutive überge-
gangen ist,24 sondern vor allem, dass
selbst die Exekutive – sicher auf natio-
naler, aber auch auf EU-Ebene – keine
uneingeschränkte Fähigkeit zur Politik-
gestaltung mehr hat: Da die Politik in
der EU nicht von der Legislative, son-
dern als Aushandlungsprozess vieler
nationaler Exekutiven (und der EU-
Kommission als zusätzlichem Akteur)
bestimmt wird, sind einmal getroffene
Entscheidungen nur mehr mit qualifi-
zierter Mehrheit oder gar, mittlerweile
allerdings nur noch in Ausnahmefällen,
durch Einstimmigkeit im EU-Ministerrat
zu revidieren. Selbst wenn sich also die
neoliberale Architektur als offensicht-
lich dysfunktional erweisen sollte, je-
denfalls aber vom Demos eines oder
mehrerer Mitgliedsstaaten und deren
Regierungen als dysfunktional emp-
funden wird, ist eine einfache Reform
der Prozesse, Verfahren und Institutio-
nen nur dann möglich, wenn zumindest
eine qualifizierte Mehrheit – nicht etwa
der Wähler in der EU, sondern der Re-
gierungsvertreter im Ministerrat – dafür
organisiert werden oder, im Falle von
Verfahren und Institutionen die, wie z.
B. die EZB und der SWP, Bestandteil
der europäischen Verträge sind, sogar
Einstimmigkeit erzielt werden kann.

Anders ausgedrückt: Die Durchset-
zung des demokratischen Grundprin-
zips der „Politik für das Volk durch das
Volk“ wird hier auf nationaler Ebene
ausgehebelt und ist bislang auf EU-
Ebene nicht rekonstruiert worden. Was
auf Politikgebieten mit geringer Strahl-
kraft und eher technokratischer Bedeu-
tung (den sogenannten „Low Politics“)
funktionieren mag, führt auf Politikge-
bieten mit großer gesellschaftlicher Be-
deutung („High Politics“) dazu, dass
die Demokratie als „defekt“ wahrge-
nommen wird und an Legitimation ver-
liert. Zweifellos sind die sozialen Bewe-
gungen, die zu Syriza und Podemos
geführt haben von anderer Qualität
und Orientierung als jene, die die AfD,
FN oder UKIP groß gemacht haben.
Sie sind aber alle Ausfluss des Unbe-
hagens über die Defekte einer Demo-
kratie, die Entscheidungen zuneh-
mend von den Präferenzen der Wähler
entkoppelt.

6. Syriza: Zum Erfolg verdammt

Es wäre allzu naiv zu glauben, mit
dem Wahlerfolg von Syriza in Grie-
chenland sei jetzt sicher der erste
Schritt in eine Rückgewinnung der „so-
zialen Demokratie“ auf EU-Ebene ge-
tan. Dies wäre nur dann so, wenn sich
die bisher dominanten gesellschaftli-
chen Eliten in der EU (und vor allem in
Deutschland) bereit zeigten, die Wäh-
rungsunion zu verteidigen und ent-
sprechende Korrekturen am EU-Go-
vernance-System vorzunehmen. Vor
dem Hintergrund der jahrelangen,
Mantra-artigen Wiederholung der Un-
verzichtbarkeit einer bestimmten wirt-
schaftspolitischen Orientierung25 er-
scheint dies nur schwer möglich, ohne
sich Glaubwürdigkeitsprobleme einzu-
handeln und politisches Kapital zu ver-
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spielen. Doch selbst wenn diese Be-
reitschaft unterstellt werden könnte,
bleibt fraglich, ob die Einstimmigkeit in
den EU-Entscheidungsgremien er-
zeugt werden kann, um die notwendi-
gen Korrekturen vorzunehmen26 – für
jedes entscheidungsberechtigte EU-
Mitgliedsland lassen sich sicher gute
Gründe finde, weshalb die Unterstüt-
zung einer Kurskorrektur ausbleibt
oder jedenfalls teuer erkauft werden
müsste (und sei es nur, weil die Veto-
Position dies erlaubt). Und die „Här-
tung“ der Verfahren im Zuge der Euro-
Krise lässt wenig Spielraum für eine
„Flexibilisierung“ innerhalb der beste-
henden Strukturen.27

Es bliebe noch die Option, die not-
wendige Interventionsfähigkeit, die das
gegenwärtige Governance-System
verwehrt, auf EU-Ebene durch Schaf-
fung einer veritablen EU-Wirtschaftsre-
gierung mit fiskalischen und finanzpoli-
tischen Kompetenzen und einer pro-
gessiven Ausrichtung zu schaffen.28

Wenngleich dies mittelfristig wohl eine
unverzichtbare, also notwendige Be-
dingung für eine funktionsfähige EWU
ist, erscheint es keine tragfähige Opti-
on für die unmittelbare Gegenwart: Es
müssten erst einmal föderalistische
Strukturen geschaffen werden, die die
politische und administrative Basis für
die Umsetzung einer solchen Politik er-
möglichten. Vor allem aber deuten die
bereits angesprochenen Renationali-
sierungstendenzen in der EU in genau
die entgegengesetzte Richtung. Bevor
also eine weitere Europäisierung rea-
listisch erscheint, muss sich die gegen-
wärtige EU erst einmal als Problemlö-
ser, nicht Problemverstärker präsentie-
ren.

Es dürfte klar geworden sein, wie
sehr die maßgeblich von Syriza getra-
gene Regierung Griechenlands zum

Erfolg verdammt ist: Sie hat ein klares
Mandat, die vom gegenwärtigen EU-
Governance-System erzwungene
Sparpolitik für Griechenland zu been-
den, ansonsten würde das demokrati-
sche System soweit defekt werden,
dass es seine Legitimation verspielte.
Andererseits muss es ihr gelingen,
eine andere wirtschafts- und sozialpoli-
tische Orientierung in der Eurozone
möglich, vielleicht sogar dominant wer-
den zu lassen, ansonsten wird die
EWU keinen dauerhaften Bestand ha-
ben. Es steht wahrlich viel auf dem
Spiel.

Zusammenfassung

Mit dem Wahlsieg der linken Partei
„Syriza“ in Griechenland steht die EU vor
einer neuen Herausforderung: Die als
„Brüssel-Frankfurt-Konsens“ bezeichnete
Austeritätspolitik als Antwort auf die Krise
der öffentlichen Haushalte wird von der
Regierung eines EU-Mitgliedsstaates offen
und vehement abgelegt – hierfür hat ihr der
griechische Demos ein klares Mandat
erteilt. Im vorliegenden Aufsatz wird argu-
mentiert, dass diese Entwicklung, die auch
andere EU-Mitgliedstaaten erfassen könn-
te, das Ergebnis einer „unmöglichen Euro-
Trinität“ ist, in der sich die Unvereinbarkeit
von neoliberaler Wirtschafts-, Finanz- und
Sozialpolitik, dem Erhalt einer gemeinsa-
men Geld- und Währungspolitik und einer
Legitimation der europäischen Integration
zeigt, die sich auf die Erwartung wachs-
tums- und beschäftigungsförderlicher Im-
pulse für das weitere Zusammenwachsen
der EU stützt.

Abstract

The electoral success of Syriza, a left-
wing party, in Greece poses yet another
challenge to the European Union: The so
called „Brussels-Frankfurt Consenus“ com-
prising austerity measures to address sov-
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ereign debt problems in the aftermath of the
World Financial Crisis is being openly and
strongly opposed by the government of one
EU member state which is supported by its
electorate. In the present article, it is argued
that this development which may easily spill
over to other EU member states is due to
the „impossible Euro trinity“ in which the
incompatibility of economic and social pol-
icy with a neoliberal orientation, the safe-
guarding of a common European currency
and the legitimacy of European intergation
being based on the positive expectations of
economic and employment growth as result
of such an integration is shown.

Anmerkungen
1 Vgl. z. B. Kellermann (2006), Matthes

(2015).
2 Vgl. Steen (2012), Blackstone (2014).
3 So schreibt die FDP (2013) in ihrem

Beschluss „Für ein wirtschaftlich starkes
und stabiles Europa“: „Deshalb unter-
stützt die FDP die Bundesbank in ihrem
Bemühen, den Euro stark zu halten.
Auch im Hinblick auf das bevorstehende
Verfahren vor dem Bundesverfassungs-
gericht zum Ankauf von Staatsanleihen
durch die EZB fordern wir, dass Ent-
scheidungen über sogenannte quantita-
tive Maßnahmen der EZB in Analogie
zum Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus mit 80 Prozent der Stimmen erfolgt.
Dabei sollte die Stimmgewichtung ent-
sprechend der Kapitalanteile der Euro-
Mitgliedsstaaten erfolgen. Die großen
nationalen Zentralbanken wie die Bun-
desbank oder die Banque de France
hätten dann ein Quasi-Veto bei außer-
gewöhnlichen Geschäften wie dem
Ankauf von Staatsanleihen.“

4 Vgl. Heise (2011).
5 Unter „sozialer Demokratie“ wird die

Vorstellung verstanden, dass demokra-
tische Mehrheitswahlsysteme ein Maß
an Bereitstellung sozialer Sicherheit
erzwingen, das über das Mindestmaß
des Nozick’schen Minimalstaates hin-
ausgeht; vgl. Heise (2012a).

6 Vgl. Mundell (1961), Heise (2002).

7 Vgl. Heise (2001).
8 Wenn im Folgenden von „neoliberal“

oder „Neoliberalismus“ gesprochen
wird, ist damit kein konturloser politi-
scher Kampfbegriff gemeint, sondern
ein in der wissenschaftlichen Diskussion
eingeführtes gesellschafts- und wirt-
schaftspolitisches Paradigma; vgl.
u.v.m. Harvey (2005), Willgerodt (2006),
Palma (2009), Rothschild (2009).

9 Koll, Hallwirth (2010).
10 Hierbei handelt es sich um die konjunk-

turdämpfende Wirkung, die von Steuer-
ausfällen (-mehreinnahmen) und auto-
nomen Ausgabensteigerungen (-sen-
kungen) des Staates, also einem kon-
junkturellen Defizit (Überschuss), im
Abschwung (Aufschwung) des Konjunk-
turzyklus ausgeht, ohne dass die
Finanzpolitik aktiv eingreifen muss.

11 Vgl. Blanchard (2008); Blanchard,
Dell’Ariccia, Mauro (2010).

12 Hooghe und Marks (2004) zeigen, dass
die Zustimmung zur europäischen Inte-
gration vor allem (negativ) mit der natio-
nalen Identifikation und (positiv) mit den
ökonomischen Erwartungen der Euro-
päer korreliert; vgl. auch Nissen (2004).
Deshalb wurde die Forderung einer
Europäischen Währungsunion – neben
politischen Argumenten – immer damit
begründet, sie würde Wachstum und
Beschäftigung in Europa fördern; vgl.
European Commission (1990).

13 Cooper (2011) spricht von der „Rache
des Neofunktionalismus“ und meint
damit, dass sich gelegentlich Funktions-
notwendigkeiten innerhalb sozialer Sys-
teme ergeben, die Maßnahmen erfor-
dern, die von den Architekten des
Systems nicht intendiert waren.

14 Vgl. Monastiriotis (2015) 3.
15 Diese Dysfunktionalität hat sich insbe-

sondere in der Weltfinanz- und Euro-
krise gezeigt; vgl. z. B. Creel, Hubert,
Saraceno (2012); Heise (2012b); Kara-
gounis, Syrrakos, Simister (2015).

16 Vgl. Ehrke (2015).
17 Vgl. Busch (2012) 6; Heise (2013).
18 Vgl. Alban (2015).
19 Großbritannien ist zwar nicht Mitglied
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der Eurozone, doch widerspricht dies
allein deshalb nicht der Einbeziehung
von UKIP in unsere Betrachtung, da die
Partei 1993 im Wesentlichen in Opposi-
tion zur Europäischen Währungsunion
(und Großbritanniens Teilnahme daran)
gegründet wurde. Heute ist UKIP das
Sammelbecken für extreme Euroskepti-
ker in Großbritannien, die den Agenda-
Setting-Prozess zu EU-Themen erheb-
lich mitbestimmt – in diesem Sinne kann
eine Betrachtung von UKIP auch für Ent-
wicklungen in Eurozoneländern interes-
sant sein. Vgl. z. B. Ford, Goodwin,
Cutts (2012); Dye (2015).

20 Zum Konzept des Agenda-Setting und
dessen Einfluss auf die (Wirtschafts-)
Politik vgl. Heise (2010) 390ff.

21 Vgl. Heise (2012a).
22 Vgl. Serricchio, Tsakatika, Quaglia

(2013); Usherwood, Startin (2013).
23 Während also Deutschland alles daran

setzte und die Ergebnisse als entspre-
chenden Erfolg verkaufte, die EZB nach
dem Vorbild der Bundesbank geschaf-
fen zu haben, glaubte Frankreich die
Hegemonie der Bundesbank im Euro-
päischen Währungssystem (EWS) nur
durch die Europäisierung der Geldpolitik
im Rahmen einer EWU brechen zu kön-
nen und dies auch verwirklicht zu haben.
Während Deutschland noch kurz vor
Eintritt in die letzte Phase der Vorberei-
tung auf die Währungsunion einen „Sta-
bilitätspakt“ als Voraussetzung für
Deutschlands Teilnahme an der EWU
durchsetzte und dies als entsprechen-
den Erfolg kommunizierte, fügte Frank-
reich dieser finanzpolitischen Zwangsja-
cke noch das zusätzliche Präfix
„Wachstum“ hinzu und glaubte damit,
die deutsche Stabilitätsfixiertheit kom-
pensiert zu haben; vgl. Heise (2005).

24 Colin Crouch (2008) prägte den Begriff
der „Postdemokratie“ für eine Gesell-
schaftssystem, in dem zwar weiterhin
die wesentlichen Merkmale eines demo-
kratischen Systems Bestand haben
(also insbesondere Mehrheitswahlen,
Rechstaatlichkeit, Meinungsfreiheit),
letztlich aber die Politik nur mehr von

Technokraten bestimmt wird und die
Outputlegitimation (Ergebnisse) die
Inputlegitimation (Verfahren) ersetzt hat.
Wolfgang Streeck (2012) spricht von
„Marktgesellschaft“ und stellt sie der
Demokratie gegenüber. Andreas Fisahn
(2013, S. 50) führte den Begriff der
„autoritäten Wirtschaftsregierung“ ein:
„Das ist nicht der bekannte, autoritäre
Staat mit dem Abbau an Liberalität und
dem Ausbau der Repression – der
könnte am Ende stehen. Gemeint ist,
dass Budgetentscheidungen zentrali-
siert werden und damit zentral von euro-
päischer Ebene in den Haushalt und
damit letztlich in die Wirtschafts- und
Sozialpolitik der Mitgliedsstaaten einge-
griffen werden soll.“

25 Vassilis Monastiriotis (2015, S. 3) meint
dazu: „So, while its eurozone partners
may indeed be committed to keeping
Greece in the EMU, and while they may
be amenable to some renegotiation of
the terms of the loan agreements and
the targets of the fiscal adjustment pro-
gramme (…), they are extremely unlikely
to accept anything less than a firm and
unequivocal adherence to fiscal disci-
pline (…) and a similar commitment to
market-liberalising structural reforms.“

26 Es ist deshalb sehr bedenkenswert, was
Peter Wahl (2013, S. 10f) schreibt: „Viel-
mehr entstand eine Pfadabhängigkeit,
aus der man nur über den Bruch mit den
Verträgen herauskommt. Es sei denn,
man hängt der Illusion an, es käme
irgendwann zur notwendigen Einstim-
migkeit der 28 Mitgliedsstaaten für eine
Vertragsänderung zugunsten eines lin-
kes Kurswechsels.“

27 Noch einmal Peter Wahl (2013, S. 10):
„Denn diesem (dem europäischen
Governance-System, A. H.) ist der Neo-
liberalismus als genetisches Programm
eingeschrieben und fest in Strukturen
und Regeln zementiert. Diese Struktu-
ren und Regeln sind kein neutrales
Gefäß, in das heute Neoliberalismus
und morgen linke Wirtschafts- und
Sozialpolitik gefüllt werden könnte.“

28 Vgl. Heise, Görmez Heise (2010).
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